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1.  Fragestellung

Der Auftraggeber fragt, ob das Urteil des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 15. November
2023 zum Zweiten Nachtragshaushaltgesetz 2021 (Aktenzeichen 2 BvF 1/22)" in den Lindern an-
wendbar ist.

2.  Allgemeines zur Frage der Anwendbarkeit des Urteils in den Léndern

Mit dem genannten Urteil vom 15. November 2023 hat das BVerfG festgestellt, dass Art. 1 und
Art. 2 des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes 2021 mit Art. 109 Abs. 3, Art. 110 Abs. 2 Satz 1
sowie Art. 115 Abs. 2 Grundgesetz (GG) unvereinbar und nichtig sind.?

Fraglich ist, inwieweit die in dem Urteil enthaltenen grundsitzlichen Ausfithrungen, welche die

Auslegung der verfassungsrechtlichen Vorgaben zur sog. Schuldenbremse betreffen, auf die Lan-

desebene iibertragbar sind. Insoweit ist zu beachten, dass Art. 109 Abs. 3 GG, auf den das BVerfG
in seinem Urteil unter anderem Bezug nimmt, sich in den Sitzen 1 bis 3 sowohl an den Bund als
auch an die Lander richtet. Die Sdtze 1 bis 3 des Art. 109 Abs. 3 GG sehen Folgendes vor:

,Die Haushalte von Bund und Landern sind grundsétzlich ohne Einnahmen aus Krediten aus-
zugleichen. Bund und Lénder kénnen Regelungen zur im Auf- und Abschwung symmetri-
schen Berticksichtigung der Auswirkungen einer von der Normallage abweichenden konjunk-
turellen Entwicklung sowie eine Ausnahmeregelung fiir Naturkatastrophen oder auBerge-
wohnliche Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die staatliche Fi-
nanzlage erheblich beeintrdchtigen, vorsehen. Fiir die Ausnahmeregelung ist eine entspre-
chende Tilgungsregelung vorzusehen.”

Der folgende Satz 4 verweist beziiglich der ndheren Ausgestaltung fiir den Haushalt des Bundes
auf Art. 115 GG. Insoweit gilt — allein fiir den Bund — die Malgabe, dass Satz 1 auch dann ent-
sprochen ist, wenn die Einnahmen aus Krediten 0,35 Prozent vom Bruttoinlandsprodukt nicht
iiberschreiten (sog. Strukturkomponente).

Satz 5 gilt dagegen allein fiir die Ladnder. Darin heil3t es:

»Die ndhere Ausgestaltung fiir die Haushalte der Lander regeln diese im Rahmen ihrer verfas-
sungsrechtlichen Kompetenzen mit der MaBgabe, dass Satz 1 nur dann entsprochen ist, wenn
keine Einnahmen aus Krediten zugelassen werden.*

Soweit sich das hier erorterte Urteil (auch) auf Art. 109 Abs. 3 GG stiitzt, sind dj.e entsprechen-
den Ausfiihrungen somit auf die Kreditaufnahme der Lander iibertragbar. Eine Ubertragbarkeit
kommt dariiber hinaus in Betracht, soweit sich das BVerfG auf Vorschriften des Grundgesetzes

1 BVerfG, Urteil vom 15. November 2023, 2 BvF 1/22, abrufbar unter: https://www.bundesverfassungsge-
richt.de/SharedDocs/Downloads/DE/2023/11/£s20231115 2bvf000122.pdf? blob=publicationFile&v=2, zuletzt
abgerufen am 17. November 2023.

2 Ebd., S. 11.


https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2023/11/fs20231115_2bvf000122.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2023/11/fs20231115_2bvf000122.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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stiitzt, die zwar unmittelbar nur den Bundeshaushalt betreffen, die jeweiligen Verfassungen oder
einfachgesetzlichen Vorschriften der Lander jedoch entsprechende Regelungen enthalten.

Anhand dieses Malstabs wird im Folgenden erdrtert, inwieweit die tragenden Entscheidungs-
griinde des genannten Urteils auf die Landesebene tibertragbar sind.

3.  Ubertragbarkeit der tragenden Urteilsgriinde auf die Landesebene

Das BVerfG stiitzt sich in dem genannten Urteil auf drei Aspekte, die nach seiner Auffassung je-
weils fiir sich genommen zur Verfassungswidrigkeit von Art. 1 und 2 des Zweiten Nachtrags-
haushaltsgesetzes 2021 fiithren. Diese drei Aspekte werden im Folgenden erdrtert und daraufthin
untersucht, inwieweit sie auf die Haushalte und Sondervermogen der Lénder iibertragbar sind. Es
handelt sich hierbei um den sachlichen Veranlassungszusammenhang (vgl. hierzu unter 3.1.), die
Grundsitze der Jahrlichkeit, Jahrigkeit und Falligkeit (vgl. hierzu unter 3.2.) sowie den Grundsatz
der Vorherigkeit (vgl. hierzu unter 3.3.).

3.1. Sachlicher Veranlassungszusammenhang

In dem genannten Urteil fithrt das BVerfG aus, dass — iiber die geschriebenen Tatbestandsmerk-
male des Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG hinaus — ein sachlicher Veranlassungszusammenhang zwi-
schen der festgestellten Notsituation und den durch die notlagenbedingte Kreditaufnahme finan-
zierten MaBnahmen zur Krisenbewiltigung vorliegen miisse.? Uberschreitungen der reguliren
Kreditobergrenze konnen danach verfassungsrechtlich nur gedeckt sein, wenn der Haushaltsge-
setzgeber mit ihnen zweckgerichtet MaBnahmen zur Uberwindung oder Vorbeugung einer Na-
turkatastrophe oder aullergew6hnlichen Notsituation finanziert.*

Hinsichtlich der Beurteilung dieses Veranlassungszusammenhangs verfiige der Haushaltsgesetz-
geber zwar iiber einen Einschédtzungs- und Beurteilungsspielraum. Allerdings trdfen ihn diesbe-
ziiglich auch Darlegungslasten im Gesetzgebungsverfahren, um eine verfassungsrechtliche Uber-
priifung der Nachvollziehbarkeit und Vertretbarkeit der gesetzgeberischen Entscheidungen tiber
die Kreditaufnahme zu erméglichen.’

Das ungeschriebene Tatbestandsmerkmal des sachlichen Veranlassungszusammenhangs leitet
das BVerfG zunichst aus der Préposition , fiir in dem - gleichermabfien fiir Bund und Lénder
geltenden — Art. 109 Abs. 3 Satz 2 GG ab. Ergdnzend nimmt das Gericht Bezug auf den — allein
fiir den Bund geltenden —Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG, welcher eine notlagenbedingte Uberschrei-
tung der Kreditobergrenze nur ,,im Falle” einer Notsituation zulésst.

Zudem begriindet das BVerfG die Erforderlichkeit eines sachlichen Zusammenhangs mit der
»Systematik der Art. 109, 115 GG“.° Daraus ergebe sich das allgemeine Verbot der strukturellen

3 Ebd., Rn. 125 ff., 195 ff.
4 Ebd., Rn. 133.
5 Ebd., Rn. 125.

6 Ebd., Rn. 129 (Hervorhebung nur hier).



Wissenschaftliche Dienste Sachstand Seite 6
WD 4 - 3000 - 075/23

Neuverschuldung als Grundsatz und die notlagenbedingte Uberschreitung der Kreditobergrenzen
als Ausnahme, welche eine ,,gewichtige Grundentscheidung des Haushaltsverfassungsrechts*
durchbreche. Auch wenn fiir die notlagenbedingte Kreditaufnahme keine absolute betragsméaBige
Grenze bestehe, miisse die Kreditaufnahme eine sachliche Einschriankung erfahren, um so eine
grenzen- und mabBstabslose Kreditaufnahme auszuschliefen.”

Insgesamt stiitzt sich das BVerfG in der Begriindung zur Erforderlichkeit eines sachlichen Veran-
lassungszusammenhangs somit nicht allein auf Art. 115 Abs. 2 GG, sondern zudem auf Art. 109
Abs. 3 GG, welcher nicht allein fiir den Bund, sondern auch fiir die Lander gilt. Vor diesem Hin-
tergrund lassen sich die Ausfithrungen des BVerfG zum sachlichen Veranlassungszusammenhang
auf die notlagenbedingte Kreditaufnahme der Lander iibertragen.

3.2. Grundsétze der Jahrlichkeit, Jahrigkeit und Falligkeit

Weiterhin fiihrt das BVerfG in dem genannten Urteil aus, dass den verfassungsrechtlichen Vorga-
ben zur Kreditaufnahme des Bundes nach den Art. 109 Abs. 3, Art. 115 GG die haushaltsrechtli-
chen Prinzipien der Jahrlichkeit und Jéhrigkeit — flankiert vom Haushaltsgrundsatz der Falligkeit
— zu entnehmen seien. Diese Prinzipien gelten auch fiir die Ausnahmeregelung zur Schulden-
bremse bei Naturkatastrophen und aullergew6hnlichen Notsituationen nach Art. 109 Abs. 3

Satz 2, Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG und konnen nicht durch den Einsatz von Sondervermoégen um-
gangen werden.’

Jahrlichkeit im Bereich der Vorgaben iiber die Kreditaufnahme des Bundes bedeute, dass die zu-
ldassige Hohe der Kreditaufnahme nach Jahren getrennt zu ermitteln sei. Nach Ablauf eines Jahres
sei die zuldssige Nettokreditaufnahme fiir das Folgejahr neu zu ermitteln.® Jahrigkeit erfordere,
dass Kreditermichtigungen, die in den Rahmen der zuldssigen Nettokreditaufnahme fiir ein be-
stimmtes Jahr fallen und auf die zulédssige Kreditaufnahme in diesem Jahr angerechnet werden,
grundsitzlich auch in eben diesem Jahr tatsdchlich genutzt werden miissen, die Kredite also
aufzunehmen sind.’’ Im Sinne des Filligkeitsprinzips sei fiir die zeitliche Zuordnung der Kredi-
terméchtigungen in Bezug auf einzelne Jahre und die entsprechenden Obergrenzen fiir die Kre-
ditaufnahme die tatsdchliche Aufnahme der Kredite mafigeblich."

Die genannten Haushaltsgrundsétze sind auf Bundesebene in Art. 110 Abs. 2 GG sowie in den

§§ 1, 11, 12, 45 der Bundeshaushaltsordnung (BHO) geregelt. Entsprechende Vorgaben finden

sich in Teil I (§§ 8, 9 und 27) des Haushaltsgrundsatzegesetzes (HGrG). Die Vorschriften dieses
Teils des HGrG enthalten Grundsitze fiir die Gesetzgebung des Bundes und der Lander. Diese

sind danach verpflichtet, ihr Haushaltsrecht nach den genannten Grundsitzen zu regeln (§ 1

7 Ebd., Rn. 129.
8 Ebd., Rn. 155.
9 Ebd., Rn. 166.
10 Ebd., Rn. 167.

11 Ebd., Rn. 168.
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HGrG)." Die vom BVerfG in Bezug genommenen Haushaltsgrundsétze gelten somit auch fiir die
Lénder.

Diese Haushaltsgrundsétze verkniipft das BVerfG mit den Regelungen zur Kreditaufnahme und
der diesbeziiglichen Ausnahmeregungen fiir Naturkatastrophen und auBlergewohnlichen Notsitu-
ationen. Dabei stiitzt sich das Gericht (wie bereits beim sachlichen Veranlassungszusammen-
hang) nicht allein auf den nur fiir den Bund geltenden Art. 115 GG, sondern auch auf Art. 109
Abs. 3 GG, welcher unmittelbar auch fiir die Lander gilt. Die Ausfiihrungen des BVerfG zur Gel-
tung der Grundsétze der Jahrlichkeit, Jdhrigkeit und Filligkeit im Rahmen der Vorschriften zur
Kreditaufnahme und der entsprechenden Ausnahmeregelungen sind daher auf die Haushalte der
Lander und deren Sondervermogen iibertragbar.

3.3. Grundsatz der Vorherigkeit

Zudem fiihrt das BVerfG in dem genannten Urteil aus, dass der Haushaltsgrundsatz der Vorherig-
keit auch bei der Aufstellung von Nachtragshaushalten gelte."” Der Grundsatz der Vorherigkeit
folge aus Art. 110 Abs. 2 Satz 1 GG und besage, dass der Haushaltsplan grundsétzlich vor Beginn
des Rechnungsjahres durch das Haushaltsgesetz festzustellen sei." Die entsprechende Anwen-
dung dieses Grundsatzes auch auf Nachtragshaushalte wird mit dem Schutzzweck des Vorherig-
keitsgebots begriindet, ,,das im Zusammenspiel mit den Grundsitzen der Vollstdndigkeit und
Wabhrheit des Haushalts auf die Gewéhrleistung der Lenkungs- und Kontrollfunktionen des Haus-
haltsgesetzes und damit auf die Wirksamkeit der Budgethoheit des Parlaments* ziele."” Vor die-
sem Hintergrund schlieBt sich das BVerfG der bereits in der Literatur einhellig vertretenen Auf-
fassung an, wonach ein Nachtragshaushaltsentwurf bis zum Ende des Jahres, auf das er sich be-
zieht, parlamentarisch zu beschlieBen ist, weil er anderenfalls nichtig wire."®

Die bundesverfassungsrechtliche Rechtsgrundlage fiir den Haushaltsgrundsatz der Vorherigkeit
(Art. 110 Abs. 2 Satz 1 GG) gilt fiir sich genommen nur fiir den Bundeshaushalt. Allerdings ist
der genannte Grundsatz implizit auch in § 8 Abs. 2 HGrG enthalten.'” Wie bereits ausgefiihrt, ha-
ben neben dem Bund auch die Lander diesbeziiglich eine entsprechende Regelungsverpflichtung
(vgl. hierzu unter 3.2.). Zudem liegt der Grundsatz der Vorherigkeit auch dem gesamten

12 Vgl. auch §§ 1, 11, 12 und 45 der Haushaltsordnung des Saarlandes (LHO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 5. November 1999 (Amtsblatt 2000 S. 194), zuletzt gedndert durch Art. 2 G zur Umsetzung der grundgesetz-
lichen Schuldenbremse und zur Haushaltsstabilisierung vom 10.4.2019 (Amtsblatt I S. 446).

13 BVerfG, Urteil vom 15. November 2023, 2 BvF 1/22, Rn. 213 ff., abrufbar unter: https://www.bundesverfas-
sungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2023/11/fs20231115 2bv{000122.pdf? blob=publicationFile&v=2,
zuletzt abgerufen am 17. November 2023.

14 Ebd., Rn. 214.
15 Ebd., Rn. 216.
16 Ebd., Rn. 219 {. mit weiteren Nachweisen.

17 Von Lewinski/Burbat, Haushaltsgrundsétzegesetz, 2013, § 8 HGrG, Rn. 1.


https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2023/11/fs20231115_2bvf000122.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2023/11/fs20231115_2bvf000122.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Haushaltsrecht als Planungsrecht zugrunde.'® Dariiber hinaus enthalten verschiedene Landesver-
fassungen entsprechende Regelungen, welche mit Art. 110 Abs. 2 Satz 1 GG vergleichbar sind.**

Die Ausfithrungen des BVerfG zur Geltung des Vorherigkeitsgrundsatzes fiir die Aufstellung von
Nachtragshaushalten sind somit ebenfalls auf die Haushalte der Lédnder und deren Sondervermo-
gen iibertragbar.

4.  Schriftliche Stellungnahmen zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 2024

Die vorstehenden Erwdgungen werden im Ergebnis gestiitzt durch die schriftlichen Stellungnah-
men von Kube und Mayer, welche vom Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages am 21.
November 2021 als Sachverstdndige zu den Auswirkungen des genannten Urteils angehort wur-
den. Kube fiihrt in seiner Stellungnahme aus:

,»Weil das Bundesverfassungsgericht in seinem Urteil im Schwerpunkt Art. 109 Abs. 3 GG
und nur ergdnzend Art. 115 Abs. 2 GG ausgelegt hat, hat das Urteil unmittelbare Bedeutung
fiir das Haushaltsgebaren der Lander. Jedenfalls in den Landern Berlin, Bremen, Nordrhein-
Westfalen, Saarland und Schleswig-Holstein werden die dort krisenbedingt eingerichteten
und notlagenkreditfinanzierten Sondervermdégen sehr kritisch auf ihre Verfassungskonformi-
tdt zu priifen sein.“*

Mayer vertritt in seiner Stellungnahme die Auffassung, dass das BVerfG ,,der Schuldenaufnahme
durch den Bund (und die Ldander) mit seinem Urteil v. 15. November 2023 [...] zukiinftig enge
Grenzen“ setze.?! Er geht davon aus, dass neben bestehenden Sondervermoégen des Bundes auch
Sondervermogen der Lander von dem Urteil betroffen sein kénnten.** In mindestens fiinf Bundes-
ldndern (Berlin, Bremen, Nordrhein-Westfalen, Saarland und Schleswig-Holstein) seien Sonder-
vermogen auf Landesebene mit dhnlichen Konstruktionen eingerichtet worden.*

18 Ebd.

19 Vgl. etwa Art. 105 Abs. 1 Satz 3 der Verfassung des Saarlandes (SVerf), abrufbar unter: https://www.landtag-
saar.de/media/32el1203/190410 verfassung-des-saarlandes din-a4.pdf; Art. 78 Abs. 3 der Verfassung des Frei-
staates Bayern, abrufbar unter: https://www.gesetze-bayvern.de/Content/Document/BayVerf-78, jeweils zuletzt
abgerufen am 23. November 2023.

20 Kube, Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes tiber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das
Haushaltsjahr 2024 (BT-Drs. 20/7800) und zum Entwurf eines Haushaltsfinanzierungsgesetzes (BT-Drs.
20/8298), S. 3, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/re-

source/blob/978614/e44cdc9f4fe3efcaf47£5188d3982d90/Prof-Dr-Hanno-Kube.pdf, zuletzt abgerufen am 22. No-
vember 2023.

21 Mayer, Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes liber die Feststellung des Bundeshaushaltsplans fiir das
Haushaltsjahr 2024 (BT-Drs. 20/7800) und zum Entwurf eines Haushaltsfinanzierungsgesetzes (BT-Drs.
20/8298), S. 2, abrufbar unter: https://www.bundestag.de/re-
source/blob/978492/f17be83bce38fe1d69a9d08eb3c97328/Prof-Dr-Dirk-Meyer.pdf, zuletzt abgerufen am 22. No-
vember 2023.

22 Ebd., S. 2, 6.

23 Ebd.,, S. 6.


https://www.landtag-saar.de/media/32el1zo3/190410_verfassung-des-saarlandes_din-a4.pdf
https://www.landtag-saar.de/media/32el1zo3/190410_verfassung-des-saarlandes_din-a4.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVerf-78
https://www.bundestag.de/resource/blob/978614/e44cdc9f4fe3efcaf47f5188d3982d90/Prof-Dr-Hanno-Kube.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/978614/e44cdc9f4fe3efcaf47f5188d3982d90/Prof-Dr-Hanno-Kube.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/978492/f17be83bce38fe1d69a9d08eb3c97328/Prof-Dr-Dirk-Meyer.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/978492/f17be83bce38fe1d69a9d08eb3c97328/Prof-Dr-Dirk-Meyer.pdf
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5.  Ergebnis

Im Ergebnis ldsst sich festhalten, dass die vorstehend erorterten Ausfithrungen des BVerfG in
dem Urteil vom 15. November 2023 auf die Landesebene iibertragbar sind.

* % %



	Inhaltsverzeichnis 
	1. Fragestellung 
	2. Allgemeines zur Frage der Anwendbarkeit des Urteils in den Ländern 
	3. Übertragbarkeit der tragenden Urteilsgründe auf die Landesebene 
	3.1. Sachlicher Veranlassungszusammenhang 
	3.2. Grundsätze der Jährlichkeit, Jährigkeit und Fälligkeit 
	3.3. Grundsatz der Vorherigkeit 

	4. Schriftliche Stellungnahmen zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 2024 
	5. Ergebnis 

